
Verteidigung geht Der Generalkriegsvertrag (der Bonner 
Vertrag) legt das Besatzungsregime für Westdeutschland, 
das vorher auf Grund der Niederlage Hitlerdeutschlands 
entstand und nur vorübergehenden Charakter haben 
sollte, vertraglich auf 50 Jahre fest. Im Generalkriegs­
vertrag wird dem deutschen Imperialismus gestattet, unter 
der Kontrolle der Besatzungsmächte wieder eine neue 
„Wehrmacht“ aufzustellen. Mit Hilfe des EVG-Vertrages 
(Pariser Vertrag) soll diese „Wehrmacht“ in die so­
genannte Europaarmee integriert (eingegliedert) werden.

Die Pariser und Bonner Verträge sind eng mit dem 
Nordatlantikpakt gekoppelt. Die Verbände der Europa­
armee unterstehen zum Beispiel dem amerikanischen 
Oberbefehlshaber der Atlantikpakt-Streitkräfte, der 
NATO, sowohl im Frieden und erst recht im Krieg. Die 
Verträge bieten also die Möglichkeit, das militärische 
Potential Westdeutschlands für die geplante amerika­
nische Aggression auszunutzen. In diesen Verträgen ver­
pflichtet sich die Adenauer-Regierung, den Amerikanern 
deutsche Söldnerformationen zur Verfügung zu stellen. 
Die deutschen Söldner sollen nicht mehr deutschen Ge­
setzen, sondern einer ausländischen Militärgerichtsbar­
keit unterstehen. Laut Artikel 120 des Pariser Militär­
abkommens können die Formationen der Europaarmee 
auch außerhalb Europas, z. B. in Afrika, Korea, Vietnam, 
Malaya u. a., für imperialistische Kolonialkriege eingesetzt 
werden. Artikel 12 bestimmt auch den Einsatz bei so­
genannten „inneren Unruhen“ in den Ländern der EVG, 
der als „Kriseneinsatz“ bezeichnet wird. Diese Tatsachen 
enthüllen den beispiellosen nationalen Verrat der Aden­
auer-Clique, die den# ausländischen Imperialisten eine 
Fremdenlegion von deutschen Söldnern zur Verfügung 
stellt. So wie einst deutsche absolute Fürsten ihre Sol­
daten an ausländische Mächte für ihre Kolonialkriege 
verkauften, so will Adenauer die deutsche Jugend für 
Dollars an die USA verkaufen.

Der EVG-Vertrag bedeutet wachsende Kriegsgefahr 
für das deutsche Volk und alle übrigen Völker Europas, 
weil er den deutschen Militarismus wieder ins Leben ruft. 
Die deutschen Militaristen sehen in diesem Vertrag die 
Möglichkeit, ihre alte Vormachtstellung in Westeuropa 
wieder zu errichten und aufs neue die Aggression zur 
Niederschlagung fremder Völker zu beginnen. Besonders 
gefährdet sind dabei die Nachbarvölker Deutschlands, 
darunter das französische Volk, das schon zweimal die 
Besatzung der deutschen Militärs in seinem Lande er­
leben mußte. Daher wehren sich besonders alle aufrechten 
französischen Patrioten gegen den EVG-Vertrag.

Die Bonner und Pariser Verträge würden bei ihrer 
Verwirklichung die Spaltung unserer Heimat endgültig 
herbeiführen und die friedliche Wiedervereinigung 
Deutschlands unmöglich machen. Diese Verträge ver­
weigern dem deutschen Volk einen gerechten Frie­
densvertrag und die Wiederherstellung seiner natio­
nalen Einheit. Im General vertrag ist von „Vorbehalten“ 
der imperialistischen Westmächte die Rede, zu denen u. a. 
nach Artikel 2, als Vorbehalt der Westmächte, Entscheidun­
gen gehören über „Deutschland als Ganzes einschließlich 
der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands und einer 
friedensvertraglichen Regelung“.

Danach bestimmen nicht die Deutschen, sondern aus­
ländische Imperialisten über die Wiedervereinigung un­

seres Vaterlandes, was ihnen Adenauer ausdrücklich ver­
traglich zugesichert hat. Adenauer und seine Auftrag­
geber wollen keine friedliche Wiedervereinigung auf dem 
Wege der Verständigung zwischen Ost und West, son­
dern den Bruderkrieg der Deutschen und die Eroberung 
der Deutschen Demokratischen Republik durch militä­
rische Gewalt. Im Artikel 7 des General Vertrages wird 
zum Ziel gesetzt, ganz Deutschland in die EVG ein­
zugliedern. In ihm versichern die Westmächte und die 
Adenauer-Regierung, daß sie Zusammenwirken wollen, 
um ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: „ein wieder­
vereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokra­
tische Verfassung ähnlich wie die Bundesrepublik be­
sitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert 
ist.“

Daraus ergibt sich, daß die herrschenden Kreise der 
USA sich nicht damit zufrieden geben, „nur“ den west­
lichen Teil unserer Heimat in ihren Kriegsblock zu zwin­
gen, ihr Ziel besteht vielmehr darin, ganz Deutschland 
in den aggressiven Nordatlantikpakt einzugliedern und 
es als Sturmbock bei ihrer Aggression gegen die Staaten 
des demokratischen Friedenslagers zu verwenden. Des­
halb schwebt das deutsche Volk in der tödlichen Gefahr, 
in einen neuen furchtbaren Krieg hineingezogen zu wer­
den. EVG und friedliche Wiedervereinigung auf demo­
kratischer Grundlage, EVG und Erhaltung des Friedens 
durch Verständigung verhalten sich zueinander wie Feuer 
und Wasser. Wird die Politik der EVG durchgeführt, 
bleibt Deutschland gespalten, läuft Westdeutschland Ge­
fahr, zu einer Zone des Feuers und der Vernichtung zu 
werden. Adenauer fordert, daß auf der Viererkonferenz 
nicht über die EVG gesprochen werden soll, da er sie 
unter keinen Umständen aufgeben will. Wer aber von 
der Politik der EVG nicht ablassen will, der ist ein Feind 
der Verständigung, der will die Lösung der Probleme 
nicht durch Verhandlungen, sondern durch militärische 
Gewalt.

Obwohl in den Verträgen viel von „Souveränität“ die 
Rede ist, sind die Westmächte jedoch nicht gewillt, dem 
deutschen Volk die freie Selbstbestimmung über seine 
inneren und äußeren Angelegenheiten zu geben. Neben 
der zwangsweisen Eingliederung in das amerikanische 
Militärpakt-System behalten sie sich auch in der Innen­
politik letzten Endes die tatsächliche Machtausübung vor. 
In der sogenannten Notstandsklausel ist festgelegt, daß bei 
Gefährdung der „öffentlichen Sicherheit und Ordnung“, 
womit der Kampf der patriotischen Widerstands­
bewegung gemeint ist, die Okkupationsmächte die öffent­
liche Gewalt wieder direkt übernehmen können. „Nach 
Erklärung des Notstandes können die drei Mächte die­
jenigen Maßnahmen ergreifen, die erforderlich sind, um 
die Ordnung aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen 
und die Sicherheit der Streitkräfte zu gewährleisten.“ Das 
bedeutet die ausländische Militärdiktatur, den Bruch 
der Verfassung, die Zerschlagung aller demokratischen 
Rechte und Freiheiten und stellt noch den Artikel 48 der 
Weimarer Verfassung in den Schatten, mit dessen Hilfe 
die Faschisten die Demokratie zerstörten.

Als Folge der Bonner und Pariser Kriegsverträge er­
wachsen der Bevölkerung Westdeutschlands schwere und 
drückende wirtschaftliche und soziale Belastungen. Aden­
auer verpflichtete sich in den Verträgen zu einem finan-
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